
VEREINSSATZUNG DES

GIESSEN BUSTERS BASEBALL CLUB E.V.

§ 1 NAME UND SITZ

(1) Der im Jahre 1990 gegründete Verein führt den Namen: Giessen Busters Baseball Club e.V.
(2) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Giessen unter der Nummer VR 1837 einge-

tragen.
(3) Der Verein hat seinen Sitz in Giessen und ist Mitglied im Landessportbund Hessen e.V. und

seinen zuständigen Verbänden.
(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 GRUNDSÄTZE UND WERTE DES VEREINS

(1) Der Verein bekennt sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung sowie zu den Regelungen
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland und damit ausdrücklich zu den Grundsätzen der
Kinder- und Menschenrechte und eines freiheitlichen Miteinanders. Er verurteilt jegliche Gewalt, unab-
hängig davon, ob sie sexualisierter, körperlicher oder psychischer Art ist.

(2) Der Verein vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher Offenheit sowie der parteipoliti-
schen Neutralität.

(3) Der Verein distanziert sich von diskriminierenden, extremistischen, rassistischen und menschen-
feindlichen Bestrebungen.

(4) Wählbar in ein Amt des Vereins sind nur Personen, die sich zu den Grundsätzen und Werten des
Vereins in dieser Satzung bekennen, für diese eintreten und ihnen Geltung verschaffen.

§3 ZWECK UND GEMEINNÜTZIGKEIT DES VEREINS

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Zweck des Vereins ist die För-
derung des Sports, im speziellen Baseball, Softball und Cricket.

(2) Der Satzungszweck wird verwirklicht besonders durch:
Die Abhaltung eines geordneten Sport-, Spiel- und Übungsbetrieb, die Durchführung von sport-
lichen Veranstaltungen und dem Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleiter/innen so-
wie die Beschaffung, Erhaltung und Pflege von Sportanlagen und Sportgeräten.



(3) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des
Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten kei-
ne Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un-
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(5) Der Verein ist konfessionell neutral.
(6) Der Verein verurteilt jegliche Form von Gewalt, unabhängig davon, ob sie körperlicher, seeli-

scher oder sexualisierter Art ist. Er stellt sich der Aufgabe, Maßnahmen zum Schutz der Kinder
und Jugendlichen vor jeder Art von Gewalt und Missbrauch zu initiieren. Näheres regelt das
Vereinsschutzkonzept.

§4 AUFGABEN

Zu den vorrangigen Aufgaben des Vereins gehören insbesondere die

(1) Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, die Ausbildung von Mitgliedern zur Teilnahme
hieran, dies in Zusammenarbeit mit dem Landessportbund und dessen Sportverbänden und Or-
ganisationen,

(2) Pflege und Ausbau des Jugend-, Senioren- und Breitensports,
(3) Durchführung von sportlichen Veranstaltungen für Mitglieder und Interessenten zur Förderung

des Leistungs- und Breitensports.

§5 MITGLIEDSCHAFT

(1) Der Verein bietet nur solchen Personen eine Mitgliedschaft an, die sich zu den Grundsätzen
und Werten des Vereins nach dieser Satzung bekennen. Mit der Aufnahme erkennt das neue
Mitglied die Vereinssatzung und die Vereinsordnungen in der jeweiligen Fassung an und unter-
wirft sich diesen Regelungen.

(2) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Über den schriftlichen Antrag ent-
scheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des Aufnahmean-
trages kann dem Antragssteller ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. Ju-
gendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s.

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke des Vereins zu
fördern und zu unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen rechtzeitig zu
entrichten, die Anordnungen des Vorstands und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu
respektieren sowie die weiteren sportrechtlichen Vorgaben nach den jeweils geltenden Ver-
bandsrichtlinien bei sportlichen Aktivitäten zu beachten.

(4) Zu Ehrenmitgliedern mit allen Rechten aber ohne Pflichten können Mitglieder und Nichtmitglie-
der aufgrund langjähriger Verdienste oder außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des
Vorstands durch die Mitgliederversammlung ernannt werden.

(5) Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss aus dem Verein oder Tod des Mitglieds.
(6) Der freiwillige Austritt muss schriftlich per Post oder Email dem Vorstand gegenüber geklärt

werden. Er ist nur unter Einhaltung der Kündigungsfrist von drei Monaten (ein Monat für Mitglie-
der der „Fun-Mannschaft“) zum Ende eines Kalenderjahres möglich.

(7) Ein aktives Mitglied kann auf schriftlichen Wunsch zum passiven Mitglied werden. Sofern der
Vorstand nicht widerspricht, wechselt der Mitgliedsstatus Anfang des auf den Monat der An-
tragstellung übernächsten Monats von „aktiv“ auf „passiv“. Eventuell zu viel bezahlte Mitglieds-
beiträge aus dem Jahr des Wechsels werden mit den Mitgliedsbeiträgen des Folgejahres ver-
rechnet.

(8) Der Ausschluss aus dem Verein und die Streichung von der Mitgliederliste erfolgt:
 wenn das Mitglied trotz dreimaliger Mahnung an seine letztbekannte E-Mail-Adresse

länger als drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist, ohne dass eine
soziale Notlage nachgewiesen wird;

 bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsrichtlinien;



 wegen massiven unsportlichen oder unkameradschaftlichen Verhaltens;
 wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, wenn

hierdurch die Interessen und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit oder ver-
einsintern schwerwiegend beeinträchtigt wird. Dazu gehört die Missachtung von Grund-
sätzen des Kinder- und Jugendschutzes, wie dies im Verhaltenskodex des Landes-
sportbundes und des Vereinsschutzkonzeptes niedergelegt ist. Dazu gehört auch die
Kundgabe rechtsextremistischer, rassistischer oder fremdenfeindlicher Gesinnung, ein-
schließlich des Tragens beziehungsweise Zeigens rechtsextremer Kennzeichen und
Symbole.

(9) Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der anwesenden Vor-
standsmitglieder, nachdem dem betroffenen Mitglied rechtliches Gehör gewährt worden ist. Ge-
gen den Ausschließungsbeschluss kann das Mitglied mit einer Frist von einem Monat nach Zu-
gang die Mitgliederversammlung anrufen. Ein Ausschließungsantrag kann von jedem Mitglied
gestellt werden. Bei Widerspruch des auszuschließenden Mitglieds entscheidet die Mitglieder-
versammlung endgültig über den Ausschluss. Während des Ausschlussverfahrens ruhen sämt-
liche Rechte des auszuschließenden Mitglieds. Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein
Anspruch auf einen Teil am Vereinsvermögen oder einer Beitragsrückerstattung.

(10) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer seiner
Mitgliedschaft verpflichtet am SEPA-Verfahren für die Mitgliedsbeiträge teilzunehmen. Das hat
das Mitglied im Mitgliedsantrag rechtsverbindlich zu erklären. Laufende Änderungen der Bank-
verbindung sind dem Vorstand mitzuteilen.

§6 BEITRÄGE

(1) Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge und Umlagen, über deren Höhe und Fälligkeit der Vor-
stand jeweils für das folgende Geschäftsjahr entscheidet und in der Gebührenordnung veröf-
fentlicht. Dabei können pro Mitglied pro Jahr die Umlagen nicht mehr als das 0,5-fache des
Jahresbeitrages überschreiten.
Umlagen können entstehen durch
 selbstverschuldetes Nicht-Antreten beim Ligabetrieb und daraus resultierende Strafzah-

lungen an die zuständigen Verbände;
 Verstoß und daraus resultierende Strafzahlungen gegen Aspekte des Strafenkatalogs

des zuständigen Verbandes;
 mutwillige Zerstörung von Vereinseigentum.

(2) Mitgliedsbeiträge und Umlagen werden im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren eingezogen (vier-
tel-, halb- und jährlich). Das Mitglied hat sich hierzu bei Eintritt in den Verein zu verpflichten, ein
SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen sowie für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kon-
tos zu sorgen. Der Verein zieht den Mitgliedsbeitrag unter Angabe einer Mandatsreferenz (wird
nach Abgabe des Mitgliedsantrags vom Kassenwart an das Mitglied mitgeteilt) ein. Eine monat-
liche Zahlweise ist nur per Dauerauftrag möglich.

(3) Die Aufnahme Minderjähriger bedarf der Zustimmung der gesetzlichen Vertreter, die mit dem
minderjährigen Mitglied für die Entrichtung des Mitgliedsbeitrages dem Verein gegenüber ge-
samtschuldnerisch haften.

(4) Das Mitglied hat für eine pünktliche Entrichtung des Beitrages, Gebühren und Umlagen Sorge
zu tragen. Weist das Konto eines Mitgliedes zum Zeitpunkt der Abbuchung des Beitrages keine
Deckung auf, so haftet das Mitglied dem Verein gegenüber für sämtliche dem Verein mit der
Beitragseinziehung sowie eventuelle Rücklastschriften entstehende Kosten. Dies gilt auch für
den Fall, dass ein bezogenes Konto erloschen ist und das Mitglied dies dem Verein nicht mitge-
teilt hat.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, Beiträge auf Antrag zu stunden, zu ermäßigen oder zu erlassen.
Ein Rechtsanspruch auf Ratenzahlung und/oder Stundung der Beitragsschuld besteht nicht.

(6) Die Mitglieder sind verpflichtet entsprechend ihrer Möglichkeiten an Arbeitseinsätzen und Ver-
anstaltungen des Vereins teilzunehmen. Ist ihnen das nicht möglich, sind die fehlenden Arbeits-
stunden finanziell auszugleichen. Dieser Betrag wird bei vorliegender Einzugsermächtigung



nach vorherigen Ankündigung eingezogen. Der Arbeitsstundenkatalog wird als Anhang zur Sat-
zung geführt und regelt die Einzelheiten der zu erbringenden Arbeitsstunden.

§7 RECHTE DER MITGLIEDER

(1) Mitglieder können ab dem vollendeten 16. Lebensjahr wählen und ab dem vollendeten 18. Le-
bensjahr gewählt werden.

(2) Mitglieder, die noch nicht volljährig sind, haben, mit Ausnahme der Regelung in § 7 Nr. 1 der
Satzung kein Stimm- und Wahlrecht. Eine Vertretung durch einen Elternteil oder eine sorgebe-
rechtigte Person bei Abstimmungen und Wahlen ist statthaft. Noch nicht volljährige Mitgliedern
stehen das Rede- und Anwesenheitsrecht in den Mitgliederversammlungen sowie das Recht
auf Teilhabe an den Leistungen des Vereins, insbesondere der Nutzung seiner Einrichtungen
zu.

(3) Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur Mitgliederversammlung Anträge zu un-
terbreiten.

(4) Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand sechs Wochen vor der Mitgliederver-
sammlung eingereicht werden.

(5) Alle Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und die
Übungsstätten unter Beachtung der Platz-, Hallen- bzw. Hausordnung sowie sonstiger Ordnun-
gen zu benutzen. Sie wählen den Vorstand. Eine Übertragung des Stimmrechts ist ausge-
schlossen.

§8 ORGANE DES VEREINS

Organe des Vereins sind:

1. der Vorstand,
2. die Mitgliedersammlung.

§9 VORSTAND

Der geschäftsführende Vorstand gem. § 26 BGB (Vorstand) besteht aus folgenden Personen:

dem/der 1. Vorsitzenden
dem/der 2. Vorsitzenden
dem/der 3. Vorsitzenden

dem/der Kassenwart/-in

Falls im organisatorischen Rahmen Bedarf besteht, kann der Vorstand durch zwei Beisitzer/-innen er-
gänzt werden.

(1) Die Amtsinhaber sollen Vereinsmitglied sein. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung
und einen Aufgabenverteilungsplan geben.

(2) Der Vorstand veröffentlicht jährlich eine Gebührenordnung für seine Mitglieder.
(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des geschäftsführenden

Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. Die Bestellung der Mitglieder des geschäftsführenden
Vorstandes erfolgt durch Wahl. Die Wahl erfolgt einzeln.

(4) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle Verwaltungsaufgaben
sowie alle die Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz einem anderen Vereinsorgan zu-
gewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
 die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Geschäftsführung des

Vereins nach Vereinssatzung;
 die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, die Leitung der Mitglieder-

versammlung durch den Vorsitzenden oder einen Stellvertreter;



 die Festsetzung der Höhe und Fälligkeit von Beiträgen.
(5) Die Mitglieder des Vorstandes werden für 2 Jahre gewählt und bleiben so lange im Amt, bis ein

neuer Vorstand von der Mitgliederversammlung gewählt wird.
(6) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem Amt, so kann sich

der Vorstand aus dem Kreise der Vereinsmitglieder selbst durch Zuwahl ergänzen. Das hinzu
gewählte Vorstandsmitglied hat die gleichen Rechte und Pflichten wie alle anderen Vorstands-
mitglieder.

(7) Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen der Vorsitzende
und im Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf einlädt. Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit gewählt.

(8) Der Vorstand kann besondere Vertreter gem. § 30 BGB bestellen und abberufen sowie deren
Wirkungskreis bestimmen.

(9) Der Vorstand kann mit Beschluss mit einfacher Mehrheit Vorstandsmitglieder und ehrenamtlich
für den Verein nach dieser Satzung tätige Personen ihres Amtes entheben, wenn eine Verlet-
zung von Amtspflichten oder der Tatbestand der Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Amtsaus-
übung vorliegt. Dem Betroffenen ist vor der Entscheidung rechtliches Gehör zu gewähren.

(10) Der Vorstand ist ermächtigt, Satzungsänderungen durchzuführen, die vom zuständigen Amts-
gericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur Erlangung bzw. dem Erhalt
der Gemeinnützigkeit gefordert werden. Es darf sich um keine Beschlüsse handeln, die den
Zweck oder die Aufgaben dieser Satzung ändern. Die Änderungen dürfen ausschließlich den
geforderten Bedingungen dieser Ämter entsprechen. Der Beschluss muss einstimmig herbeige-
führt und die Änderungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben
werden.

(11) Das Amt/ die Ämter des Vereinsvorstandes wird/ werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.

§10 MITGLIEDERVERSAMMLUNG

(1) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Aufgaben soweit diese nicht dem Vorstand ob-
liegen. Sie ist ausschließlich zuständig für folgende Angelegenheiten:
 Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes;
 Entlastung des Vorstandes;
 Wahl der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer;
 Ernennung von Ehrenmitgliedern;
 Änderung der Satzung (sofern Änderung Vorstandswahlen betreffen, werden sie vor den

Wahlen durchgeführt);
 Erlass von Ordnungen;
 Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder;
 Auflösung des Vereins.

Die ordentliche Mitgliederversammlung soll zum Ende eines Jahres stattfinden. Eine außeror-
dentliche Mitgliederversammlung – für deren Einberufung und Durchführung die gleichen Be-
stimmungen gelten wie für die ordentlichen Mitgliederversammlung – ist einzuberufen, wenn
der Vorstand die Einberufung aus wichtigem Grund beschließt oder ein Drittel der Mitglieder
schriftlich dies unter Angabe der Gründe vom Vorstand verlangt. Die Mitgliederversammlung ist
vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter Mitteilung der Tagesord-
nung schriftlich einzuberufen. Die Kommunikation im Verein kann in Textform (auch mittels
elektronischer Medien) erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, wenn sie an
die dem Verein bekannt gegebene Anschrift oder E-Mail-Anschrift gerichtet ist. Die Mitteilung
von Adressänderungen / Änderungen von E-Mail-Adressen ist eine Bringschuld des Mitglieds.

Die ordentliche und außerordentliche Mitgliederversammlung kann aus wichtigem Grund auf
Entscheidung des Vorstandes über ein geeignetes Medium wie „MS Teams“, „Zoom“ oder ähn-
liches online durchgeführt werden. Auch eine Kombination aus Präsenz- und Onlineteilnahme
ist möglich. In beiden Fällen ist bei Abstimmungen der Einsatz eines entsprechend zugelasse-
nen Abstimmungstools wie z.B. VoteUp zu verwenden. Die Entscheidung des Vorstandes über



eine online abzuhaltende Mitgliederversammlung kann durch eine 2/3 Mehrheit der Mitglieder
widersprochen werden, sofern hierdurch keine gesetzlichen Anordnungen verletzt werden.

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung schrift-
lich die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind nachträg-
lich auf die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern nicht vor der Mit-
gliederversammlung bekannt gegeben werden. Das gilt nicht für Satzungsänderungen oder An-
träge zur Auflösung des Vereins. Nach Ablauf der Frist gestellte Anträge können nur zur Ent-
scheidung in der Mitgliederversammlung zugelassen werden durch Entscheidung der Mitglie-
derversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stimmberechtigten.

(2) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stell-
vertreter, bei dessen Verhinderung von einem vom Vorstand bestimmten Mitglied geleitet. Ist
kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die Mitgliederversammlung den Leiter. Der Ver-
sammlungsleiter übt in der Mitgliederversammlung das Hausrecht aus. Sofern in dieser Sat-
zung nichts anderes bestimmt ist, bestimmt der Versammlungsleiter alleine den Gang der Ver-
handlungen in der Mitgliederversammlung. Für die Dauer der Durchführung von Vorstandswah-
len wählt die Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte einen Wahlleiter.

(3) Die Art der Abstimmung erfolgt offen, soweit eine geheime Wahl von keinem stimmberechtigten
Mitglied gewünscht wird. Der Vorstand nach § 26 BGB muss einzeln, der Rest des Vorstands
kann per Blockwahl gewählt werden. Eine ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung
ist stets beschlussfähig. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragungen sind nicht
möglich. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.
Für Satzungsänderungen ist eine 3/4 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, für die Än-
derung des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins eine Änderung von 4/5 der abgege-
benen gültigen Stimmen erforderlich.

(4) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom Ver-
sammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterschreiben ist.
Es muss enthalten:
 Ort und Zeit der Versammlung;
 Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers;
 Zahl der erschienenen Mitglieder;
 Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit;
 die Tagesordnung;
 die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis mit der Feststellung, ob zugestimmt oder

nicht zugestimmt wurde;
 die Art der Abstimmung;
 Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem Wortlaut;
 Beschlüsse im vollen Wortlaut.

§11 KASSENPRÜFER

Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem Jahr gewählt. Sie
dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchfüh-
rung jederzeit zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der
Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die buchhalteri-
sche Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge.

§12 DATENSCHUTZ UND PERSÖNLICHKEITSRECHTE

(1) Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder unter Ein-
satz von Datenverarbeitungsanlagen zur Erfüllung der gemäß dieser Satzung zulässigen Zwe-
cke und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der Mitgliederverwaltung. Hierbei handelt es sich
insbesondere um folgende Mitgliederdaten: Name, Anschrift, Bankverbindung, Telefonnum-



mern (Festnetz und Funk) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Lizenz(en), Funktion(en) im
Verein.

(2) Als Mitglied des Landessportbundes Hessen e.V. und des Hessischen Baseball und Softball
Verbandes e.V. ist der Verein verpflichtet, bestimmte personenbezogene Daten dorthin zu mel-
den.

(3) Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb sowie sonstigen satzungsgemäßen Veranstaltun-
gen veröffentlicht der Verein personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder auf seiner
Homepage und Facebookseite und übermittelt Daten und Fotos zur Veröffentlichung an Print-
und Telemedien sowie elektronische Medien. Dies betrifft insbesondere Teilnehmerlisten,
Mannschaftsaufstellungen, Ergebnisse, Wahlergebnisse sowie bei sportlichen oder sonstigen
Versammlungen anwesende Vorstandsmitglieder und sonstige Funktionäre. Die Veröffentli-
chung / Übermittlung von Daten beschränkt sich hierbei auf Name, Vereins- und Abteilungszu-
gehörigkeit, Funktion im Verein und – soweit aus sportlichen Gründen erforderlich – Alter oder
Geburtsjahrgang.

(4) Auf seiner Homepage berichtet der Verein auch über Ehrungen und ggf. andere Ereignisse.
Hierbei werden Fotos von Mitgliedern und folgende personenbezogene Mitgliederdaten veröf-
fentlicht: Name, Vereins- sowie Abteilungszugehörigkeit und deren Dauer, Funktion im Verein
und – soweit erforderlich – Alter, Geburtsjahrgang oder Geburtstag.
Berichte über Ehrungen nebst Fotos darf der Verein – unter Meldung von Name, Funktion im
Verein, Vereins- sowie Abteilungszugehörigkeit und deren Dauer – auch an andere Print- und
Telemedien sowie elektronische Medien übermitteln.
Im Hinblick auf Ehrungen kann das einzelne Mitglied jederzeit gegenüber dem Vorstand der
Veröffentlichung / Übermittlung von Einzelfotos sowie seiner personenbezogenen Daten allge-
mein oder für einzelne Ereignisse widersprechen. Der Verein informiert das Mitglied nicht über
beabsichtigte Veröffentlichungen / Übermittlungen in diesem Bereich. Ein Wiederspruch sollte
dem Verein diesbezüglich beim Eintritt oder zu jedem anderen Zeitpunkt schriftlich vermittelt
werden. Ein nachträgliches Entfernen von personenbezogenen Daten oder Einzelfotos kann
ebenfalls auf schriftlichen Wunsch eines Mitgliedes erfolgen.

(5) Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an Vorstandsmitglieder, sons-
tige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren Funktion oder besondere Aufgaben-
stellung im Verein die Kenntnisnahme erfordern.

(6) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die
Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, Übermittlung) und Nutzung
ihrer personenbezogenen Daten in dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderwei-
tige, über die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende Daten-
verwendung ist dem Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet
ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.

(7) Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes
(insbesondere §§ 34, 35) das Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Da-
ten, deren Empfänger und den Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder
Sperrung seiner Daten.

§13 AUFLÖSUNG DES VEREINS

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in dieser Satzung
geregelten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts
anderes beschließt, sind die Mitglieder des Vorstandes gemeinsam vertretungsberechtigte Li-
quidatoren. Dies gilt auch, wenn der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder sei-
ne Rechtsfähigkeit verliert.

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins, oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke, fällt
das Vermögen an die Stadt Giessen, die es unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des
Sports zu verwenden hat.

(3) Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein, fällt das Vermögen nach Vereinsauflösung an
den neu entstehenden steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den aufnehmenden steuerbe-



günstigten Verein, der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige
Zwecke zu verwenden hat.


